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                                                                                                                               Anlage 4 
Synopse  

Gesellschaftsvertrag der Firma Gemeinnützige Gesellschaft zur 
Kulturförderung im Kreis Warendorf mbH  

 
 

Derzeitige Fassung Änderungen 

§ 1 
Firma, Sitz 

 
1. Die Gesellschaft führt den Namen: „Gemein-

nützige Gesellschaft zur Kulturförderung im 
Kreis Warendorf mbH“. 

 
2. Sitz der Gesellschaft ist Beckum. 
 

§ 1 
Firma, Sitz 

 
1. Die Gesellschaft führt die Firma: „Gemein-

nützige Gesellschaft zur Kulturförderung im 
Kreis Warendorf mbH“. 
 

 

§ 2 
Gesellschaftszweck 

 
 

1. Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke 
der Abgabenordnung" der Abgabenordnung. 
 

2. Zweck der Gesellschaft ist die Förderung der 
Kunst, die Förderung der Pflege und Erhal-
tung von Kulturwerten sowie die Förderung 
der Denkmalpflege im Kreis Warendorf i.S. 
der Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 EStG. Die För-
derung der Denkmalpflege erfolgt jedoch nur 
insoweit, als sie sich auf die Erhaltung und 
Wiederherstellung von Bau- und Bodendenk-
mälern beziehen lässt, die als kulturelle Ein-
richtungen für die anderen in Satz 1 genann-
ten gemeinnützigen Zwecke zur Verfügung 
stehen. 
 

3. Die Förderung erfolgt sowohl in der Form der 
Gewährung von finanziellen Zuwendungen 
als auch durch Beschaffen und Bereitstellen 
von Mitteln zur Förderung der in Absatz 2 ge-
nannten gemeinnützigen Zwecke durch an-
dere steuerbegünstigte Körperschaften, An-
stalten und Vereine sowie durch Körper-
schaften des öffentlichen Rechts. 
 

4. Die Gesellschaft kann sich an anderen ge-
meinnützig anerkannten Gesellschaften be-
teiligen, die gleiche Zwecke verfolgen. 
 

5. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Vereins-
mitgliedschaft in gemeinnützig anerkannten 
Vereinen zu erwerben, deren Vereinszweck 
dem Gesellschaftszweck gleichkommt. 

 

§ 2 
Zweck und Gegenstand der Gesellschaft 

 
 
 
 
 
 
 

2. Zweck der Gesellschaft ist die Förderung der 
Kunst, die Förderung der Pflege und Erhal-
tung von Kulturwerten sowie die Förderung 
der Denkmalpflege im Kreis Warendorf i.S. 
der Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 EStG. Die För-
derung der Denkmalpflege erfolgt jedoch nur 
insoweit, als sie sich auf die Erhaltung und 
Wiederherstellung von Bau- und Bodendenk-
mälern beziehen lässt, die als kulturelle Ein-
richtungen für die anderen in Satz 1 genann-
ten gemeinnützigen Zwecke zur Verfügung 
stehen.  
 

3. Die Förderung erfolgt sowohl in der Form der 
Gewährung von finanziellen Zuwendungen 
als auch durch Beschaffen und Bereitstellen 
von Mitteln zur Förderung der im vorstehen-
den Absatz 2 genannten gemeinnützigen 
Zwecke durch andere steuerbegünstigte Kör-
perschaften, Anstalten und Vereine sowie 
durch Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
6. Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach 

den Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne 
des § 109 GO NRW zu verfahren. Dabei 
ist die Gesellschaft so zu führen, dass 
der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt 
wird.  
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§ 3 
Selbstlosigkeit und Mittelverwendung 
 

1. Die Gesellschaft ist selbstlos tätig und ver-
folgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

 
2. Die Mittel der Gesellschaft dürfen nur für 

ihre satzungsgemäßen Zwecke verwendet 
werden. Der Gesellschafter darf keine Ge-
winnanteile und auch keine Zuwendungen 
aus den Mitteln der Gesellschaft erhalten. 
 

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, o-
der durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigt werden. 

 

§ 3 
Selbstlosigkeit und Mittelverwendung 

 

§ 4 
Stammkapital, Stammeinlage 

 
1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

25.000,-- Euro (in Worten: fünfundzwanzig-
tausend - Euro). 

 
2. Das Stammkapital wird vom Kreis Waren-

dorf als alleinigem Gesellschafter übernom-
men. 
 

3. Die Stammeinlage ist in Geld zu erbringen; 
sie ist mit Gründung in voller Höhe zur Zah-
lung fällig. 

 

§ 4 
Stammkapital, Stammeinlage  

 
1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

25.000,00 Euro (in Worten: fünfundzwanzig-
tausend - Euro). 
 

2. Das Stammkapital wird von dem Kreis Wa-
rendorf als alleinigen Gesellschafter über-
nommen.  

 
3. Die Stammeinlage ist in voller Höhe einge-

zahlt.  
 

§ 5 
Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

 
1. Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 

 
2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 5  
Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr  

 

§ 6 
Gesellschaftsorgane  

 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 
1. die Geschäftsführung, 
2. die Gesellschafterversammlung. 
 

§ 6 
Gesellschaftsorgane  

 
 

§ 7 
Geschäftsführung, Vertretung der  

Gesellschaft 
 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere 
Geschäftsführer. Ihre Zahl bestimmt die Ge-
sellschafterversammlung. 

 
2. Die Gesellschaft wird vertreten: 

 
a) wenn ein Geschäftsführer vorhanden ist, 

durch diesen; 

§ 7 
Geschäftsführung, Vertretung der 

Gesellschaft  
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b) wenn mehrere Geschäftsführer vorhanden 
sind, durch zwei Geschäftsführer gemein-
sam handelnd oder durch einen Geschäfts-
führer in Gemeinschaft mit einem Prokuris-
ten. 

 
Durch Gesellschafterbeschluss kann allen oder 
einzelnen Geschäftsführern allein Vertretungs-
befugnis und Befreiung von den Beschränkun-
gen des § 181 BGB erteilt werden. 
 
3. Der Geschäftsführung obliegt die Führung 

der Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze 
und dieses Gesellschaftsvertrages. 

 
§ 8 

Gesellschafterversammlung 
 

1. Die Gesellschafterversammlung wird durch 
die Geschäftsführung unter Mitteilung der 
Tagesordnung schriftlich mit einer Frist von 
mindestens 10 Tagen einberufen. 

 
2. Die ordentliche Gesellschafterversammlung 

findet in den ersten 8 Monaten des Ge-
schäftsjahres statt. 

 
3. Vertreter des Kreises Warendorf in der Ge-

sellschafterversammlung sind die Mitglieder 
des Kreisfinanzausschusses. Sie sind an 
die Beschlüsse des Kreistages und des 
Kreisausschusses des Kreises Warendorf 
gebunden. Auf Beschluss des Kreistages 
haben sie ihr Amt jederzeit niederzulegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Den Vorsitz in der Gesellschafterversamm-

lung übt der Vorsitzende des Kreisfinanz-
ausschusses aus; die Stellvertretung obliegt 
dem stellvertretenden Vorsitzenden des Fi-
nanzausschusses. 

 
5. Die Geschäftsführung nimmt an den Gesell-

schafterversammlungen teil. 
 

§ 8 
Gesellschafterversammlung  

 
 
 
 
 
 
2. Die ordentliche Gesellschafterversamm-

lung tritt mindestens einmal im Jahr zu-
sammen.  

 
3. Vertreter des Kreises Warendorf in der Ge-

sellschafterversammlung sind die Mitglieder 
des Kreisfinanzausschusses sowie der 
Landrat oder einer von ihm vorgeschlage-
ner Bediensteter des Kreises Warendorf. 
Der Gesellschafter kann seine Stimmen 
nur einheitlich ausüben. Die gem. § 113 
GO NRW entsandten und zur Vertretung 
bestellten Personen haben die Interessen 
des Kreises Warendorf zu verfolgen. Sie 
haben den Kreistag des Kreises Waren-
dorf über alle Angelegenheiten von be-
sonderer Bedeutung frühzeitig zu unter-
richten. Sie sind an die Beschlüsse des 
Kreistages und des Kreisausschusses des 
Kreises Warendorf gebunden. Auf Beschluss 
des Kreistages haben sie ihr Amt jederzeit 
niederzulegen. 

 

§ 9  
Gesellschafterbeschlüsse 

 
1. Beschlüsse werden grundsätzlich in Gesell-

schafterversammlungen gefasst. Sie kön-
nen aber auch schriftlich oder per Telefax 

§ 9  
Gesellschafterbeschlüsse 

 
1. Beschlüsse werden grundsätzlich in Gesell-

schafterversammlungen gefasst. Sie können 
aber auch schriftlich, per Telefax oder E-Mail 
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erfolgen, wenn sich alle Gesellschafter mit 
dieser Art der Beschlussfassung einverstan-
den erklären oder sich an ihnen beteiligen. 

 
 
 
 
 
2. Für die Beschlussfähigkeit der Gesellschaf-

terversammlung gelten die Bestimmungen 
über die Beschlussfähigkeit des Kreisfi-
nanzausschusses. 

 
3. Über Verhandlungen und Beschlüsse der 

Gesellschafterversammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden 
der Sitzung zu unterzeichnen ist. Die Nie-
derschrift gilt als genehmigt, wenn die Ver-
treter des Gesellschafters dem Inhalt des 
Protokolls nicht binnen einer Frist von 4 Wo-
chen wiedersprechen. 

erfolgen, wenn sich alle Mitglieder des 
Kreisfinanzausschusses mit dieser Art der 
Beschlussfassung einverstanden erklären o-
der sich an ihnen beteiligen. Die Geschäfts-
führung hat sämtlichen Mitgliedern der 
Gesellschaft in schriftlicher Form mitzu-
teilen, wenn Beschlüsse nicht in der Ge-
sellschafterversammlung gefasst wurden.  
 
 
 
 

 
3. Über Verhandlungen und Beschlüsse der Ge-

sellschafterversammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die von dem Vorsitzen-
den des Kreisfinanzausschusses zu unter-
zeichnen ist. Die Niederschrift gilt als geneh-
migt, wenn die Vertreter des Gesellschafters 
dem Inhalt des binnen einer Frist von 4 Wo-
chen widersprechen. Eine elektronische 
Bereitstellung der Niederschrift nebst Un-
terlagen, z. B. per E-Mail-Anhang oder si-
cherer Daten-Cloud, ist dabei zugelassen.  

 
§ 10 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
 

Der Beschlussfassung der Gesellschafterver-
sammlung unterliegen insbesondere: 
 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses 

und die Verwendung des Ergebnisses, 
b) die Wahl des Abschlussprüfers, 
c) die Entlastung der Geschäftsführung, 
d) die Änderungen des Gesellschaftsvertra-

ges, 
e) die Übertragung oder Verpfändung von Ge-

schäftsanteilen, 
f) der Erwerb und die Veräußerung von Unter-

nehmen und Beteiligungen, 
g) die Übernahme von Darlehen und von Bürg-

schaften, der Abschluss von Gewährverträ-
gen und die Bestellung sonstiger Sicherhei-
ten, soweit sie jeweils mit dem Erwerb, der 
Veräußerung oder der Belastung von Betei-
ligungen in wirtschaftlichem Zusammen-
hang stehen, 

h) die Umwandlung, Verschmelzung und Auf-
lösung der Gesellschaft; 

i) der Abschluss und die Änderungen von Un-
ternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 
und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes, 

j) die Bestellung und die Abberufung der Ge-
schäftsführer, 

k) die Erteilung von Weisungen an die Ge-
schäftsführer als Vertreter der Gesellschaft 
in Organen von Tochter- und Beteiligungs-
unternehmen. 

 
 

§ 10 
Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
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§ 11 
Wirtschaftsplan  

 
1. Die Geschäftsführung hat für jedes Jahr ei-

nen Wirtschaftsplan aufzustellen.  
 

2. Der Wirtschaftsplan umfasst den Erfolgs- 
und Vermögensplan sowie eine Stellen-
übersicht.  
 

3. Der Wirtschaftsführung der Gesellschaft 
wird eine fünfjährige Finanzplanung zu-
grunde gelegt. Sie ist dem Gesellschafter 
Kreis Warendorf zur Kenntnis zu bringen.  
 

4. Der Wirtschaftsplan ist so rechtzeitig aufzu-
stellen, dass die Gesellschafterversamm-
lung vor Beginn des Wirtschaftsjahres über 
ihn beschließen kann. 

 
 
 

 

§ 11 
Wirtschaftsplan  

 
 

§ 12 
Jahresabschluss, Lagebericht 

 
 

1. Der Jahresabschluss mit Lagebericht wird 
entsprechend den Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches für 
große Kapitalgesellschaften aufgestellt und 
unter Beachtung des § 53 Haushaltsgrund-
sätzegesetzes geprüft.  

 
 
2. Im Lagebericht wird zur Einhaltung der öf-

fentlichen Zwecksetzung und zur Zwecker-
reichung Stellung genommen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 12 
Jahresabschluss, Lagebericht,  

Informations- und Prüfungsrecht 
 

1. Der Jahresabschluss ist in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften des Drit-
ten Buches des Handelsgesetzbuches für 
Kapitalgesellschaften aufzustellen und – 
soweit gesetzlich erforderlich – zu prüfen. 
§ 286 Abs. 4 des Handelsgesetzbuches ist 
nicht anzuwenden.  
 

2. Im Lagebericht, soweit dieser in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des 
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 
zu erstellen ist, ist zur Einhaltung der öffent-
lichen Zwecksetzung und zur Zweckerrei-
chung entsprechend § 108 Abs. 2 Nr. 2 GO 
NRW sowie Zugrundelegung der Wirt-
schaftsgrundsätze des § 109 GO NRW 
Stellung zu nehmen.  

 
3. Sofern ein Lagebericht nicht aufzustellen 

ist, hat die Geschäftsführung der Gesell-
schafterversammlung in derselben Sit-
zung, in der der Jahresabschluss zur Fest-
stellung vorgelegt wird, schriftlich zur Un-
ternehmensentwicklung im abgelaufenen 
Geschäftsjahr Bericht zu erstatten. Dabei 
ist zur Einhaltung der öffentlichen Zweck-
setzung und der Zweckerreichung ent-
sprechend § 108 Abs. 2 Nr. 2 GO NRW, der 
Angemessenheit der Eigenkapitalverzin-
sung gem. § 108 Abs. 2 Nr. 3 GO NRW so-
wie Zugrundelegung der Wirtschafts-
grundsätze des § 109 GO NRW Stellung zu 
nehmen. Die Stellungnahme bedarf keiner 
Vorlage an den Abschlussprüfer.  
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3. Unbeschadet der gesetzlichen Offenle-

gungspflichten wird die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Verwendung des 
Ergebnisses der Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes im Amts-
blatt des Kreises Warendorf bekannt ge-
macht. Gleichzeitig werden der Jahresab-
schluss und der Lagebericht an 7 Tagen öf-
fentlich ausgelegt. In der Bekanntmachung 
wird auf die Auslegung hingewiesen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Dem Kreis Warendorf stehen die Befug-

nisse nach § 54 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes zu.  

 
4. Eine Vorlage an den Abschlussprüfer zur 

Prüfung erfolgt unabhängig von einer ge-
setzlichen Verpflichtung mindestens für 
jeden zweiten Jahresabschluss.  

 
5. Die Offenlegung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichtes, sofern dieser zu 
erstellen ist, richten sich nach den maß-
geblichen Vorschriften des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuches. Darüber 
hinaus gelten die Bekanntmachungs- und 
Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 2 
Nr. 1 c) GO NRW.  

 
 

 
6. Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung 

ist in entsprechender Anwendung des  
§ 53 Abs. 1 Haushaltsgrundsätzegesetz 
die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-
rung zu prüfen und über wirtschaftlich be-
deutsame Sachverhalte zu berichten.  
 

 
7. Dem Kreis Warendorf stehen die Befugnisse 

nach § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
zu.  

 
 
 

§ 13 
Bekanntmachungen der Gesellschaft 

 
Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
im Bundesanzeiger für die Bundesrepublik 
Deutschland, soweit Veröffentlichungen zwin-
gend vorgeschrieben sind. Alle übrigen Be-
kanntmachungen erfolgen im Amtsblatt des 
Kreises Warendorf.  

 

§ 13 
Bekanntmachungen der Gesellschaft 

 
 

§ 14 
Auflösung der Gesellschaft, Liquidation 

 
1. Die Gesellschaft wird außer in den Fällen ei-

nes Auflösungsbeschlusses dann aufgelöst, 
wenn über den Wegfall steuerbegünstigten 
Zwecke der Gesellschaft eine bestandskräf-
tige Entscheidung der Finanzverwaltung  
oder ein rechtskräftiges Urteil vorliegt.  

 
2. Im Falle der Auflösung der Gesellschaft er-

folgt die Liquidation durch den oder die Ge-
schäftsführer, sofern nicht durch Gesell-
schafterbeschluss andere Liquidatoren be-
stellt werden.  

 
 
 

§ 14 
Auflösung der Gesellschaft, Liquidation  

 
 
 
 
 
 
 
 
2. Im Falle der Auflösung der Gesellschaft er-

folgt die Liquidation durch den oder die Ge-
schäftsführer, sofern nicht durch Gesell-
schafterbeschluss andere Liquidatoren be-
stellt werden. Für die Liquidatoren gelten 
die Bestimmungen des § 7 entspre-
chend. 
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3. An den Gesellschafter dürfen im Rahmen 
der Liquidation nur die eingezahlten Kapital-
anteile (Bareinlagen) und Beträge in Höhe 
des gemeinen Werts der von ihm geleiste-
ten Sacheinlagen im Zeitpunkt der Leistung 
zurückbezahlt werden.  

 
4. Bei Auflösung der Gesellschaft ist das Ver-

mögen, soweit es das eingezahlte Kapital 
und den gemeinen Wert der geleisteten 
Sacheinlagen übersteigt, unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im 
Sinne dieses Gesellschaftsvertrages zu ver-
wenden. Beschlüsse über die künftige Ver-
wendung des Vermögens dürfen erst nach 
Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt 
werden.  

 

3. An den Gesellschafter dürfen im Rahmen 
der Liquidation nur die eingezahlten Kapital-
anteile (Bareinlagen) und Beträge in Höhe 
des gemeinen Werts der von ihm geleiste-
ten Sacheinlagen im Zeitpunkt der Leistung 
zurückgewährt werden.  
 

4. Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei 
Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke 
ist das Vermögen, soweit es das einge-
zahlte Kapital und den gemeinen Wert der 
geleisteten Sacheinlagen übersteigt, unmit-
telbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke im Sinne dieses Gesellschaftsver-
trages zu verwenden. Beschlüsse über die 
künftige Verwendung des Vermögens dür-
fen erst nach Einwilligung des Finanzamtes 
ausgeführt werden.  

 
§ 15 

Salvatorische Klausel  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages unwirksam sein oder werden, 
wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der 
unwirksamen Bestimmung gilt diejenige 
wirksame Bestimmung als vereinbart, die 
dem Sinn und Zweck der unwirksamen Be-
stimmung am nächsten kommt. Im Fall von 
Lücken gilt diejenige Bestimmung als ver-
einbart, die dem entspricht, was nach Sinn 
und Zweck dieses Vertrages vereinbart 
worden wäre, hätte man die Angelegenheit 
von vornherein bedacht.  

§ 15 
Schlussbestimmungen  

 
1. Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vor-

schriften des Gesetzes zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern NRW – Landes-
gleichstellungsgesetz (LGG) – anzuwen-
den.  
 

2. Im Sinne einer besseren Lesbarkeit des 
Textes wurde auf eine alle Geschlechter 
erfassende Darstellung geschlechtsspezi-
fischer, personenbezogener Hauptwörter 
verzichtet. Alle Personen sind unabhän-
gig von ihrem Geschlecht von den Inhal-
ten dieses Gesellschaftsvertrages gleich-
ermaßen angesprochen.  

 
3. Die Gesellschaft verpflichtet sich, dem 

Kreis Warendorf alle Nachweise und Un-
terlagen, die zur Erstellung des Gesamt-
abschlusses gem. § 116 GO NRW benötigt 
werden, form- und fristgerecht zur Verfü-
gung zu stellen. Erforderliche Auskünfte 
werden erteilt.  

 
4. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Ver-

trages unwirksam sein oder werden, wird 
hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Best-
immungen nicht berührt. Anstelle der unwirk-
samen Bestimmungen gilt diejenige wirk-
same Bestimmung als vereinbart, die dem 
Sinn und Zweck der unwirksamen Bestim-
mung am nächsten kommt. Im Fall von Lü-
cken gilt diejenige Bestimmung als verein-
bart, die dem entspricht, was nach Sinn und 
Zweck dieses Vertrages vereinbart worden 
wäre, hätte man die Angelegenheit von vorn-
herein bedacht.  

 
 


